
 

S T A D T   B E C K U M             
 
 
 
 
V o r l a g e 

 
Nr.: 0217/2005 
öffentlich 
 
 
 
Einsatz von Zinssicherungsinstrumenten in der städtischen Kreditwirtschaft 
 
 
 
Beratungsfolge 
 
15.11.2005 Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme 
 
 
Erläuterung und Begründung sowie haushaltsrechtliche Beurteilung 
 
Wie bereits in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 17.11.2004 berichtet wurde, 
ist im Jahre 2004 bei einem Darlehen mit einem Nominalbetrag von 1,82 Mio. EUR ein Zinssi-
cherungsgeschäft auf der Grundlage eines Doppelswaps auf variabler Basis vereinbart worden. 
Für dieses Darlehen werden bei der Haushaltsstelle 1.91000.26803.999 „Einnahmen aus dem 
Einsatz von Zinssicherungsinstrumenten“ bis zum 31.12.2005 insgesamt 37.440,94 EUR ver-
bucht. In der Folgezeit wird mit weiteren Zahlungen gerechnet. 
 
Für weitere 6 Darlehen ( 5 Darlehen in 2004, 1 Darlehen in 2005) mit einem Gesamtvolumen 
von rd. 6,42 Mio. EUR sind jeweils langfristige Forwarddarlehen abgeschlossen worden, um das 
derzeitig niedrige Zinsniveau für die Zukunft zu sichern. Auch in diesen Fällen ergeben sich 
langfristig Verbesserungen für den Haushalt durch die Einsparung von Zinsaufwendungen. 
 
Es verbleiben für das Jahr 2006 noch 3 Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) mit 
einem Gesamtvolumen rd. 551.000 €, bei denen die Zinsbindungsfrist am 15.08.2006 ausläuft. 
Auf Nachfrage erklärte die KfW, dass für diese zweckgebundenen Darlehen der Abschluss von 
Forwarddarlehen nicht möglich ist. Bei der Verlängerung dieser Darlehen wird voraussichtlich 
mit der KfW ein Zinssatz vereinbart werden können, der dann laut Aussage der KfW wiederum 
unter dem aktuellen Marktzinssatz liegen wird. 
 
Am 15.08.2007 endet die Zinsbindungsfrist für 5 Darlehen der KfW mit einem Gesamtvolumen 
von rd. 838.000 €. Weitere Kredite stehen im Jahre 2007 nicht zur Prolongation an. 
 
Gemäß dem Beschluss des Rates vom 27.04.2004 wurde der Commerzbank AG Dortmund am 
03.05.2004 der Auftrag für ein Beratungsmandat für das städtische Schuldenmanagement er-
teilt. Der Vertrag endet am 31.12.2005; eine Verlängerungsoption zum Festpreis von jährlich 
5.000 € zuzüglich Mehrwertsteuer ist Vertragsbestandteil. Bezüglich dieser Option wurde im 
September 2005 mit der Commerzbank vereinbart, dass diese nicht ab dem 01.01.2006 ausge-
übt werden muss, sondern auch zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch genommen werden 
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kann. Falls die Stadt die Option zukünftig ausüben möchte, muss sie dies der Commerzbank 
jeweils bis zum 30.09. für das Folgejahr mitteilen. 
  
Da wie oben dargestellt mit Ausnahme der genannten Darlehen der KfW bis zum Jahresende 
2007 keine Entscheidungen bezüglich der Zinsbindung bestehender Darlehen zu treffen ist,  
wird die Option für das Jahr 2006 nicht ausgeübt. Insofern werden der Stadt im nächsten Haus-
haltsjahr keine Kosten für das Beratungsmandat entstehen. 
 
Inwieweit die Option für das Jahr 2007 in Anspruch genommen wird, um beispielsweise im Jahr 
2008 erforderliche Prolongationen vorbereiten zu können, muss bis zum 30.09.2006 entschie-
den werden. 
 
Die Verwaltung wird weiterhin im Haupt- und Finanzausschuss über die Entwicklung des Schul-
denmanagements berichten. 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 
 
 
Anlagen 
 
keine 
 
 


